
hen, wenn A nun zur Firma des S fährt und eine entsprechen-
de Anzahl dieser Sorte Schrauben mitnimmt.

Unterschiedlich wird gesehen, ob die vorbezeichneten
Grundsätze auch auf Geld anwendbar sind. Es geht etwa um
den Fall, dass A gegen O einen fälligen und durchsetzbaren
Anspruch auf Zahlung von 20 EUR hat. A geht nun zu O
und nimmt dort eigenmächtig zwei 10-EUR-Scheine an sich.
Rechtsprechung und Teile des Schrifttums gehen davon aus,
dass es sich bei Geld ebenfalls um eine Gattungsschuld han-
delt, sodass nach den dargestellten Grundsätzen die Zueig-
nung objektiv rechtswidrig ist.108 Anders entscheidet die
Wertsummentheorie, wonach bei Geldschulden darauf abge-
stellt wird, dass der Gläubiger einen Anspruch auf eine be-
stimmte Geldsumme hat.109 Es kommt also danach nur auf
die Forderungshöhe an, sodass im Beispielsfall die Rechts-
widrigkeit der erstrebten Zueignung entfallen würde. Gegen
diese Auffassung spricht aber, dass es für den Schuldner auch
bei Geldschulden aus unterschiedlichsten Motiven heraus be-
deutsam sein kann, mit welchen Scheinen oder Münzen er die
Schuld begleichen will. Auch dann besteht ein Auswahlrecht.
Dieses Recht wird von der Wertsummentheorie missachtet,
die deswegen nicht überzeugt.

E. DER VORSATZ HINSICHTLICH DER RECHTSWIDRIG-
KEIT DER ERSTREBTEN ZUEIGNUNG

Im Anschluss an die Feststellung der objektiven Rechtswid-
rigkeit der erstrebten Zueignung ist zu erörtern, ob der Täter
auch diesbezüglich Vorsatz aufweist. Hierbei genügt dolus
eventualis.110 Geht der Täter irrtümlich von Umständen aus,

wonach sein Anspruch fällig und durchsetzbar ist, fehlt dieser
Vorsatz.

Zweifelhaft sind Fälle, in denen der Täter eine Geldforderung
gegen den Eigentümer hat und nun meint, diese durchsetzen
zu dürfen. Wie erläutert, entfällt in derartigen Fällen auf-
grund des Umstands, dass auch Geldschulden Gattungsschul-
den sind und das Auswahlrecht des Schuldners zu beachten
ist, die objektive Rechtswidrigkeit der Zueignung nicht. Der
BGH geht davon aus, dass dann, wenn der Täter meint, er
dürfe in Höhe der Forderung Geld an sich nehmen, der Vor-
satz des Täters im Hinblick auf die Rechtswidrigkeit der
Zueignung zu verneinen sei.111 Man bejaht also einen Tat-
bestandsirrtum gem. § 16 I 1 StGB. Das erscheint indes vor
dem Hintergrund problematisch, dass der Täter bei zutref-
fender Tatsachenkenntnis rechtlich falsche Schlussfolgerun-
gen zieht und sein Verhalten für erlaubt erachtet. Dies ist
aber nun nichts anderes als ein Fall des Verbotsirrtums gem.
§ 17 StGB,112 wobei dann im Einzelfall zu prüfen ist, ob der
Verbotsirrtum vermeidbar war.

108 BGHSt 17, 87 (88 ff.) = BeckRS 1962, 105040; BGH NJW 1990, 2832; Fischer,
71. Aufl. 2024, StGB § 242 Rn. 50; Jäger StrafR BT, 10. Aufl. 2024, Rn. 359; Krey/
Hellmann/Heinrich StrafR BT II, 18. Aufl. 2021, § 1 Rn. 126.

109 So etwa Eisele StrafR BT II, 6. Aufl. 2021, Rn. 90; Leipold/Tsambikakis/Zöller/
Kretschmer, 3. Aufl. 2020, StGB § 242 Rn. 68; Maurach/Schroeder/Maiwald/Hoy-
er/Momsen StrafR BT 1, 11. Aufl. 2019, § 33 Rn. 54; BeckOK StGB/Wittig,
62. Ed. 1.8.2024, § 242 Rn. 41.

110 Schönke/Schröder/Bosch, 30. Aufl. 2019, StGB § 242 Rn. 65; LPK-StGB/Kind-
häuser/Hilgendorf, 10. Aufl. 2024, § 242 Rn. 74, 119.

111 BGHSt 17, 87 (90 f.) = BeckRS 1962, 105040; BGH NJW 1990, 2832; Matt/Renzi-
kowski/Schmidt, 2. Aufl. 2020, StGB § 242 Rn. 26, 38.

112 Vgl. LK-StGB/Vogel/Brodowski, 13. Aufl. 2022, § 242 Rn. 131; Zieschang StrafR
BT 2, 2021, Rn. 219.
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& SACHVERHALT

In der E-eGbR haben sich H, L und W zusammengeschlossen, um Sammlungen juristischer,
insbesondere gesellschaftsrechtlicher Fachliteratur, die etwa im Zuge von Kanzleiauflösungen
günstig abzugeben ist, aufzukaufen und sodann mit Gewinn an Bibliotheken zu veräußern.
Wenngleich ihr Gewerbebetrieb einen durchaus stattlichen Umfang erreicht hat und alle
Gesellschafter überaus geschäftserfahren sind, erfordert das Unternehmen noch keinen in
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb iSd § 1 II HGB.

Anders als seine Mitgesellschafter hält sich H aus dem Geschäft weitgehend heraus. Lange
führte das nicht zu Konflikten, weil der Gesellschaftsvertrag in § 5 vorsieht, dass jeder
Gesellschafter zur Vertretung befugt ist, und in § 17, dass H für Gesellschaftsverbindlich-
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keiten nicht haftet. Als sich L jedoch dafür stark macht, in Zukunft vermehrt kapitalmarkt-
rechtliche Literatur aufzukaufen, weil die eine immer höhere Nachfrage erführe, zieht H die
Reißleine: Mit dieser Materie kenne er sich nicht aus. Ohnehin habe er etwas die Lust am
gemeinsamen Projekt verloren und sich daher entschlossen, seine Anteile an der E-eGbR in
jüngere Hände zu geben. Tatsächlich überträgt H seine Anteile kurze Zeit später auf C – zum
Protest von L und W, die höchst unzufrieden sind, dass ihnen nunmehr ein Fremder als
Geschäftspartner vorgesetzt wird. Aus Sorge, eigene Pflichten zu verletzen, meldet L aber
zumindest zur Eintragung im Gesellschaftsregister an, dass nunmehr C statt H Gesellschafter
sei. Dies wird vom Registergericht eingetragen und bekanntgemacht.

Am 10.6.2024 verhandelt W mit der durch ihren Alleingeschäftsführer F vertretenen G-
GmbH über den Kauf von dutzenden Festschriften, wobei man sich schnell auf einen Kauf-
preis iHv 6.000 EUR einigt. Damit die Vereinbarung nicht in Vergessenheit gerät, verschrift-
licht W alles am selben Abend. Hierbei notiert er auch, dass L, anders als die übrigen Gesell-
schafter, nicht persönlich für die 6.000 EUR haftet. Dass er den F im Rahmen der Verhand-
lung nicht darauf hinwiesen hatte, war W auch im Nachhinein nicht bewusst. Zumindest mit
seinen Mitgesellschaftern war der Haftungsausschluss zugunsten des L für dieses Geschäft
jedoch besprochen, um den L explizit gebeten hatte. Das mit „Kaufbestätigung“ überschrie-
bene Schreiben ging noch am 12.6.2024 zu und wurde von F sogleich zur Kenntnis genom-
men.

Als F Ende Juni Kaufpreiszahlung verlangt, müssen die Gesellschafter der E-eGbR einge-
stehen, dass die Regale voll und die Kassen leer sind. Man könne die Schuld erst im Herbst
begleichen. So lange möchte F nicht warten und wendet sich daher namens der G-GmbH mit
der Kaufpreisforderung an H, C und L, um deren üppige Privatvermögen er weiß.

A. Haften H, C und L jeweils für die Kaufpreisforderung iHv 6.000 EUR?

Fallfortsetzung

Weil W die Angelegenheit höchst unangenehm ist, bezahlt er die G-GmbH aus eigener
Tasche. Er ist jedoch der Meinung, als einer von drei Gesellschaftern nur für einen Teil der
6.000 EUR aufkommen zu müssen.

B. Kann W jeweils von C und H Regress nach § 426 I BGB verlangen?

Abwandlung zum Ausgangsfall

Da H der Brauch missfällt, Jubilare mit Festschriften zu würdigen, hatten die Gesellschafter
der E-eGbR eine Klausel in den Gesellschaftsvertrag aufgenommen, nach der Verträge über
den Ankauf von Festschriften stets der Zustimmung der Mitgesellschafter bedürfen. Wegen
der besonderen Skurrilität hatte F von entsprechenden Gerüchten gehört, sich aber nicht
durch Nachfrage abgesichert.

C. Ist der Kaufvertrag über die Festschriften wirksam?

Zusatzfrage

Weil L sich mokiert, dass der „unnötige Papierkram“ der Registeranmeldungen immer an
ihm hängen bleibe, fragen die Gesellschafter, welche Vorteile sie von der Eintragung der GbR
im Gesellschaftsregister haben. Zugleich möchten sie wissen, ob auch eine Eintragung in das
Handelsregister möglich gewesen wäre bzw. noch ist und welche Konsequenzen eine solche
hätte.

D. Nehmen Sie Stellung unter Berücksichtigung konkreter Folgen der Eintragungen!

& LÖSUNG

A. AUSGANGSFALL

I. G-GmbH gegen H aus §§ 433 II, 721 S. 1 BGB

Die G-GmbH könnte gegen H einen Anspruch auf Kaufpreiszahlung iHv 6.000 EUR aus
dem Kaufvertrag iVm §§ 433 II, 721 S. 1 BGB haben. Dafür müsste eine entsprechende
Verbindlichkeit der E-eGbR bestehen, für die H persönlich haftbar gemacht werden kann.
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